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Im  H a r n e n d e  8 ?  o l k e s  

In dem Hechtsstreit

des Schneiders Heinrich 9

9

-  Prozoßbevollmäöhtigter*
Klägers und Revisionsklägers,
Rechtsanwalt Pr« in

gegen

geh» MHdie Shefrau Hedwig $ t  
&oflHHHp9 PO*« 0 0  u» O po^0  Hr* 0 * t

Beklagte und Revisionabeklagte, 
-  Prozeßbevollmäehtigtert Rechtsanwalt Pr» f lH H B  in

hat der IV* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom Io» April 1964 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Ascher und der Bundesrichter Johannsen, 
WUstenberg, Maaß und Wilden

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das U rteil des 
4» Zivilsenats des Oberlandesgerichts in  Büsseldorf 
vom 5» Februar 1963 aufgehoben»
Per Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung * 
und Rat Scheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an den 9« Zivilsenat des Berufungsgerichts zurückvor 
wiesen»

Von Rechts wegen



Tatbestand!

Die Parteien haben am 27. April 1942 in 
(Obersohlesien9 Bezirk: -  die Ehe geschlossene Der
Kläger war damals 26 Jahre a l t 9 die Beklagte 1 3/4 Jahr 
jüngere Da der Kläger a ls  Unteroffizier Wehrdienst le is te ­
te , konnten die Parteien nach der Heirat nur während der 
Urlaubszeiten des Klägers Zusammenleben« Zum letzten  Male 
waren sie im Mai 1944 zusammen«) dabei kam es auch zum 
letzten  Geschlechtsverkehr. Gegen Ende des Krieges geriet 
der Kläger in  russisohe Kriegsgefangenschaft. Im Hovember 
1949 wurde er nach entlassen« Er lebt je tz t in

und verdient dort a ls  Schneider seinen Le­
bensunterhalt» Die Beklagte hat Oberschlesien nie verlas­
se^  sie lebt nach wie vor in ihrem Heimatort und i s t  a ls 
Sekretärin tä tig . Bei ih r befindet sich die am Wk-♦
1945 geborene Tochterudor Parteien«, die das Lyceum in Op- 

besucht hat .

Im Pebruar 195o erhob der Kläger eine auf § 48 EheG 
gestützte Scheidungsklage» die er am 2?« April 195o mit 
der Begründung zurUcknahm, daß eich die Beklagte verpflich 
te t habe» zu ihm zu ziehen.

Im April 1951 kam es wieder zu einem Scheidungsrechto- 
s tr e i t .  Der Kläger begehrte Scheidung seiner Ehe nach § 43 
EheG. Er warf der Beklagten vor» sie weigere sich grundlos, 
zu ihm in die Bundesrepublik zu ziehen; er legte ih r ferner 
zur Last, sie habe ihn in  Briefen an d r it te  Personen» z.B. 
an seinen Arbeitgeber» herabgesetzt» indem sie ihn u.a. 
eines ausschweifenden Lebenswandels bezichtigt habe. Am 
7. April 1951 unternahm der Kläger einen Selbstmordver­
such«) indem er 4o Tabletten Luminal einnahm« Er mußte des­
halb einige Tage in  der Heilanstalt G r f l ü B l  bei D ti^ p - 

verbringen. Uber diesen Selbstmordversuch te legrafierte  
ein Preund des Klägers der Beklagten was fo lg t: "Mann Solbst-



mord verübt , nicht kommen«, unbedingt dort bleiben, Brief 
folgto° Durch eine schriftliche Auskunft der Polizei der 
Stadt erfuhr die Beklagte den wirklichen Sachver­
halt« Sie schrieb darauf dem Absender der Folizeiauskunft» 
Kriminalpolizeiwachtmeister P f lH f t»  ea handle sich bei 
diesem Selbstmordversuch um eine Lüge oder Intrige ihres 
Mannes oder seiner Kollegen und Freundinnen« Außerdem be­
merkte sie  in dem Brief an PflHHB* "Ich vermute, daß 
er schwer geschlechtskrank sein muß» Von diesem Inhalt 
kann mein Mann ruhig in Kenntnis gesetzt werden«” In die­
sen und ähnlichen brieflichen Äußerungen der Beklagten hat 
das Landgericht ÖUisburg keine schwere Bheverfehlung der 
Beklagten gesehen« Es hat auch nicht festzustellen ver­
mocht, daß die Beklagte die Möglichkeit gehabt hätte, mit 
ihrem Kinde in die Bundesrepublik überzusiedeln; und diese 
Möglichkeit nicht ausgenutzt habe« Durch U rteil des Land­
gerichts Duisburg vom 27« Kovember 1951 wurde die Klage 
abgewiesen«

Bach dem Selbstmordversuch kümmerte sioh Frau Gertrud 
K flH P  um den Kläger« Sie zog Ende 1952 zu ihm» Aus dieser 
Verbindung i s t  ein im Jahre 1959 geborenes Kind hervorge- 
gangen«

Mit der am 1« September 1959 erhobenen Klage hat der 
Kläger wiederum Scheidung seiner Ehe gefordert und den 
Klageanspruch auf § 48 EheG gestützt«

Die Beklagte hat gebeten» die Klage abzuweiaen« Sie 
hat der Scheidung widersprochen und vorgetragen, der Klä­
ger habe ihre Rückführung in die Bundesrepublik h in tertrie ­
ben, weil er se it Sommer 1950 ehebrecherieche Beziehungen 
zu einer fremden Frau unterhalte» Er habe ihr bis zum 
31« Dezember 1959 regelmäßig monatlich Too DM Unterhalt 
zukommen lassen, aber diesen Betrag später mit Büoksioht
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auf die Verpflichtungen gegenüber seinem unehelichen Kinde 
auf 7o Bll monatlich heruntergesetzt«

Ber Kläger hat erwidert, die Zerrüttung der Ehe habe 
ihren Qrund darin, daß sich die Beklagte nicht um ihre 
Rückführung nach Westdeutschland bemüht habe, obwohl er 
sie wiederholt darum gebeten habe» Bie Ehe sei schon zer­
rü tte t gewesen, a ls  er im Ju li 1952 engere Beziehungen zu 
Frau auf genommen habe»

Bas Landgericht hat Frau als Zeugin vernommen,
es hat ferner die Parteien gehört« Hach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme hat es die Klage abgewiesen« Hach den Grün­
den des Urteile läßt § 48 Abs» 2 EheG die Scheidung dor 
Ehe nicht zu, außerdem steht ih r nach Ansicht des Landge­
rich ts §48 Abs« 3 EheG entgegen«

Gegen dieses U rteil hat der Kläger Berufung eingelegt. 
Er hat wiederum vorgetragen, daß die Ehe schon zerrüttet 
gewesen sei a ls  seine Beziehungen zu Frau *»ger
geworden seien« Ber Beklagten fehle überdies die Bindung 
an die Ehe« Er habe a lles  getan, um der Beklagten die 
Übersiedlung nach Westdeutschland zu ermöglichen* So habe 
er ihr eine von der Stadt am 17» Oktober 195o
ausgestellte Zuzugsgenehmigung übersandt, die damals a l­
lerdings nur für eine Wohnung in einem Barackenlager ausge­
s te l l t  worden sei« Bis Beklagte habe aber erklärt , daß sio 
in eine derartige Unterkunft nicht einziehen wolle« Sie 
habe sich in ihrem Heimatort, in dem auch ihre Eltern lo­
ben, ein wertvolles Haus gebaut, sie wolle dieses Haus und 
ihre gute Stellung a ls Kontoristin nicht aufgeben« Sie habe 
für Polen optiert und nicht einmal dafür gesorgt, daß ihre 
Tochter in ih rer Hutterspräche lesen und schreiben gelernt 
habe« Bei der Abwehr des Scheidungsanspruohs gehe es ihr 
offenbar nur darum, weiter Unterhalt zu bekommen«



Die Beklagte hat noch darauf hingewieeen, daß es ln der 
ländlichen Gemeinde«, in der eie lebe, als Schande angesehen 
werde, geschieden zu sein« Sie hat beetritten , ein eigenes 
Haus errich tet und für Polen optiert zu haben« Sie sei je­
derzeit bereit, die eheliche Gemeinschaft mit dem Kläger 
wieder aufZunahmen•

Das Oberlandeegericht hat die Berufung des Klägers 
zurUcfcgewiesen« Der Kläger hat Revision beim Bundesge­
richtshof eingelegt, um zu erreichen, daß die Ehe nach 
$ 48 EheG geschieden wird»

Die Beklagte b it te t ,  die Revision zurückzuweiaen«

Ent acheidungagründe s

Die Revision i s t  begründete
U Das Berufungsgericht hat es für möglich gehalten, daß 
die Beklagte die polnische Staatsangehörigkeit besitzt«, 
Auch in diesem Palle muß der Rechtsstreit, wie das Beru­
fungsgericht ausgefUhrt hat, nach deutschem Ehescheidungs­
recht entschieden werden (Art» 17 Aba* ;T EGBGB)«,

2» Der Berufungsrichter hat nicht entschieden, ob § 48 
Abs» 3 EheG der Scheidung entgegensteht« Er hat diese Präge 
offen gelassen, weil nach seiner Ansicht das Scheidungsver­
langen des Klägers 3$ $ 48 Abs«, 2 EheG scheitert«

a) zwar liegen nach den Gründen des angefochtenen Urteils 
die Voraussetzungen des § 48 Abs« 1 EheG vor, weil die 
^äusliche Gemeinschaft der Parteien se it mehr a ls  3 Jahren 
aufgehoben i s t  und sich der Kläger von der Beklagten voll­
ständig abgewandt hat« Bas hat das Berufungsgericht dem 
Brief entnommen, den der Kläger zusammen mit Prau 
am 15» September 1954 an die Beklagte geschrieben hat«



Darin wird gesagt? daß die beiden Verfasser des Briefes fUr 
immer zusammen bleiben wollen«

b) Das Berufungsgericht hält den Widerspruch der Beklagten 
für zulässig, weil die überwiegende Schuld an der Zerrüt­
tung der Ehe den Kläger treffe« Nach Ansicht des Berufungs­
rich ters scheidet eine Schuld der Beklagten an der Entwick­
lung der Ehe für die Zeit bis zum 27« November 195? schon 
deshalb aus, weil durch das U rteil von diesem Tage die auf 
das Verschulden der Beklagten nach § 43 EheG gestützte 
Klage abgewiesen worden sei« FUr die folgende Zeit seien 
schuldhafte Eheverfehlungen der Beklagten nicht bewiesen« 
Hierzu wird in dem angefochtenen U rteil gesagt: Nach dem 
Erlaß des U rteils in dem vorangegangenen Scheidungsrechts­
s tre it  habe der Kläger kein Interesse mehr an der Über­
siedlung der Beklagten und seines Kindes an den Tag gelegt 
und keine Schritte unternommen, um die Bückführung seiner 
Familienangehörigen zu erreichen« Die von seinem Prozeß­
bevollmächtigten an die Beklagte gerichteten Schreiben? in 
denen sie auf gef ordert wird, zum Kläger zu ziehen;» seien 
nicht ernst zu nehmen«

Dagegen habe der Kläger die Zerrüttung der Ehe ver­
schuldet, weil er sich naoh dem Selbstmordversuch im April 
1951 mehr und mehr Frau K 4 H ^  zugewQndt habe? bis diese 
im Jahre 1952 zu ihm gezogen sei«

d) Nach Ansicht des Berufungsrichters spricht nichts da­
für, daß der Beklagten die Bindung an die Ehe fehlt« Zwar 
habe sie früher den Kläger veranlassen wollen, zu ih r nach 
Oberschlesien zu ziehen« Deshalb dürfe aus dem Briefe der 
Beklagten, den sie am 3o« Ju li 195o an den Kläger geschrie­
ben habe, nicht gefolgert werden, daß sie sich nicht mehr 
an die Ehe gebunden fühle und nicht bereit se i, zum Kläger 
zu kommen« In diesem Briefe hatte die Beklagte nach der



Behauptung des Klägers geschrieben: "Hach* was Du w ills t, 
ich denke nicht daran, Dir dabei zu helfen» Wir kommen 
auf keinen Fall nach dort, denn dort würde ich mich nie 
wohl fühlen, ich habe meine Geschwister und Eltern hier» 
Mein Vater kauft mir einen Bauplatz hier«"

Das Berufungsgericht hat nicht fe s tg e s te llt, ob die 
Angaben des Klägers über diesen Brief zutreffen* Es hat 
u n te rs te llt, daß die Beklagte an ihreÄ Heimatort je tz t 
ein Haus besitzt und für Polen optiert hat* Es hat ferner 
u n te rs te llt, daß. die Tochter der Parteien das gedruckte 
deutsche Wort nicht lesen kann und die deutsche Schrift 
nicht beherrscht« Es würdigt die von ihm unterstellten  
Tatsachen dahin, daß sie nicht "unbedingt" gegen die 
Fortdauer der Bindung der Beklagten an die Ehe oder ihre 
Bereitschaft, die Ehe fortzusetzen, sprächen« Auch wenn 
sich die Beklagte "in der Folgezeit tatsächlich fester 
an ihre a lte  Heimat gebunden haben und auch die Ausbildung 
der Tochter in der deutschen Sprache vernachlässigt habon 
so llte , so ?J>raucj|^aa8 nicht auf ihre endgültige Loslö­
sung von der Ehe zurückzuführen zu sein, sondern es könne 
ebensogut darauf beruhen, daß ihr spätestens 1954 das Ver­
hältnis des Klägers zu einer anderen Frau bekannt geworden 
sei,"

% Die Gründe, die nach Ansicht des Berufungsgerichts 
dafür sprechen, daß den Kläger die überwiegende Schuld 
an der Zerrüttung der Ehe t r i f f t ,  erwecken Zweifel, ob 
das Berufungsgerloht die Voraussetzungen, von denen nach 
§ 48 Abs« 2 EheG die Zulässigkeit des Widerspruche ab­
hängt, rich tig  gesehen hat« Bas Verschulden des die Schei­
dung begehrenden Ehegatten läßt sich nur nach einer Prü«r 
fang des Eheverlaufs, die a lle  die Ehe belastenden Um­
stände und Handlungen der beiden Ehegatten einbezieht, 
einwandfrei fest stellen« Dazu gehört auch, daß der Zeit*'



Punkt, zu dem sich der Kläger vollständig von der Beklagten 
abgewandt hat? die Zerrüttung der Ehe also den in § 48 Abs«,
1 EheG umschriebenen Grad erreicht hat, vom Tatriehter be­
stimmt wird» Ohne diese Feststellungen kann der Richter nicht 
abwägen? ob dem schuldhaften Verhalten des die Auflösung 
der Ehe fordernden Ehegatten im Ineinandergreifen a lle r  
Zerfüttungsursachen das überwiegende Gewicht zukommt» Bei 
dieser Bewertung der Verfehlungen eines Ehegatten für den 
ungünstigen Verlauf der Ehe i s t  nicht ausschlaggebend? ob 
diese Verfehlung? für sich gesehen? eine Scheidung nach 
§ 43 EheG gerechtfertigt hätte» Das Berufungsgericht durfte 
daher? soweit die Entwicklung der Ehe vor der Verkündung 
des U rteils vom 27® November 195? zu prüfen war? nicht darauf 
abstellen? daß bis zu dieser Entscheidung der Beklagten eine 
schuldhafte? die Scheidung rechtfertigende Verfehlung nicht 
nachgewiesen werden konnte« Welche Bedeutung der Behaup­
tung des Klägers zukommt? er habe sich erst dann Frau 
K ^ l ^  zugewandt? a ls  keine Aussicht mehr bestanden habe? 
die Beklagte zu der ih r möglichen Obersiedlung in die 
Bundesrepublik zu bewegen? kann nur einwandfrei beurteilt 
werden? wenn feststeht? ob bei Aufnahme der ehewidrigen 
Beziehungen des Klägers der Verlauf der Ehe noch eine an­
dere Wendung hätte nehmen können» Das Verhalten des Klä­
gers kann auch dann einen Schuldvorwurf rechtfertigen? 
wenn die Beklagte zur Entfremdung der Ehegatten beigetragen 
hatte» Auch bei einer Bejahung der Schuld des Klägers er­
laubt erst die Abwägung a lle r  Faktoren? die für den Ver­
lauf der Ehe bedeutungsvoll sind, die Entscheidung darüber? 
ob den Kläger die überwiegende Schuld tr if f t«  In diesem Zu­
sammenhang kann möglicherweise von Bedeutung sein? was den 
Kläger zu seinem Selbstmordversuch im April 1951 bewogen 
hat»

Auf diese? für die richtige Anwendung des § 48 Abs» 2 
EheG wesentlichen Gesichtspunkte hat der Senat in einer An-



zahl veröffentlichter Entacheidüngen hlngewieeen (BGHZ 39, 
26» 31; FamRZ 1964» 32; FamRZ 1964» 8o)» Diesen Gesichts­
punkten wird die angefochtene Entscheidung nicht gerecht»

4o Das angefochtene U rteil leidet ferner an dem Mangel» 
daß das Berufungsgericht die Frage» oh die Beklagte sich 
noch an die Ehe gebunden fühle9 nicht ausreichend geprüft 
hat» Die Revision rügt hier» daß das Berufungsgericht es 
unterlassen habe» die im Schriftsatz vom 21« Januar 1963 
zur Frage der Bindung der Beklagten an die Ehe erbetene 
Vernehmung der Beklagten als Partei anzuordnen« Diese 
Rüge is t  begründet«

Die Beklagte hatte im Laufe des Rechtsstreits immer 
wieder bestritten» nach dem Ende des Krieges für sich ein 
Haus erbaut oder erworben 2U haben« So hatte sie im Schrift« 
satz vom 19« Dezember 1962 (Bl» 133 GA) vorgetragen» diese 
Behauptung des Klägers sei unrichtig» lediglich ihre Eltern 
hätten ein eigenes Haus« Darauf hatte der Kläger erwidert» 
daß die Beklagte immer wieder abstre ite9 ein Haus errich­
te t zu haben? spreche dafür? daß sie ihre Heimat nicht vei>- 
lassen wolle« Das Haus der Eltern befinde sich Flurstraße 
3 (Bl» 146 GA) 9 während das Haus der Beklagten in der Qp- 

Straße ®  errich tet und von einem Baufachmann auf 
12o»ooo Zloty geschätzt worden sei» Zu diesem Aufwand sei 
die Beklagte auf Grund ihrer guten Stellung nicht in der 
Lage gewesen«

Das Berufungsgericht hat die Vernehmung der Beklagten 
nicht angeordnet» vielmehr lediglich unterstellt»  daß sie 
in ihrem Heimatort ein Haus besitzt« Diese Unterstellung 
wird dem Inhalt und der Bedeutung des Beweisantrages nicht 
gerecht•

Der Ehegatte» der die Scheidung einer zerrütteten Ehe 
durch seinen Widerspruch verhindern will» muß bei sich selbe 
die Voraussetzungen dafür erhalten haben9 daß dann» wenn



der andere Ehegatte seine eheverneinende Haltung ändert, 
die Ehe wieder zu einer wirklichen Gemeinschaft werden 
kann (vgl, hierzu Mikat, FamRZ 1965-» 75, 76), Auch soweit 
das Verhalten des widersprechenden Eheteils im sozialen 
und wirtschaftlichen Bereich in Frage kommt, muß er darauf 
bedacht sein, daß sein Verhalten die Wiederherstellung einer 
Lebensgemeinschaft nicht erschwert» Hat die Beklagte in 
einer Zeit, in der ihre Umsiedlung in  die Bundesrepublik 
möglich war oder Aussichten bot, Schritte unternommen, um 
unter erheblichen Vermögensopfern und Aufnahme beträcht­
licher Verpflichtungen die räumliche Bindung an ihre Hei­
mat zu verstärken, so kann das gegen eine fortbestehende 
Bindung an die Ehe sprechen. Zumal dann, wenn die räumliche 
Trennung bei dem zunächst an der Ehe fest halt enden Ehegat­
ten die ursprünglich a lle  Lebensbereiche umfassende Ehe*' . 
gemeinschaft auf bestimmte Beziehungen und Bereiche zurück­
gedrängt hat, darf er nichts unternehmen, um den »»Hestbo- 
stand” zu gefährden» Zwar kann auch dann, wenn bei dem 
widersprechenden Ehegatten von den vielschichtigen Aus­
strahlungen der Ehe im personalen und sozialen Bereich 
nicht mehr viel übrig geblieben 1st, noch eine echte Bin­
dung an die Ehe fortbestehen (vgl« etwa den BGHZ 37, 386 
behandelten F a ll)» Biese Bindung kann jedoch die Bedeu­
tung verlieren, wenn der widersprechende Ehegatte die 
Verwirklichung der Ehe duroh seine eigenen Handlungen 
gefährdet« Unter solchen Umständen kann er sich nicht 
darauf berufen, daß die Bindung schon deshalb a lle in  an­
zuerkennen sei, weil die Aufreohterhaltung der Ehe im Hin­
blick auf das Ansehen in der Dorf gemeinschaff gewünscht. 
werde»

Gegenüber den Behauptungen des beklagten Ehegatten is t  
es für den Kläger oft schwer, dae Fehlen der Bindung zu be­
weisen« Bas g ilt  besonders dann, wenn infolge weiter räum­
licher Trennung die für oder gegen eine Bindung sprechenden 
Tatsachen nicht zutage tre ten  oder nicht ohne weiteres auf-



£«iclärt werden können« Gerade in derartigen Fällen müssen 
die Gerichte a lle  Möglichkeiten einer Beweisaufnahme, insbe- 
sondere durch Vernehmung der Partei selbst, ausnutzen, um 
die Behauptungen der Parteien rich tig  würdigen zu können«
Da das Verfahren des Berufungsgerichts diesen Anforderungen 
nicht entspricht, muß das angofochtene U rteil aufgehoben wer­
den«
5 o Auf Grund einer Vernehmung der Beklagten wird das Be­
rufungsgericht die Frage der Bindung unter den erörterten 
Gesichtspunkten noch einmal prüfen müssen« Hierzu i s t  noch 
auf folgendes hinzuweisen; Hat« wie der Kläger unwider­
sprochen behauptet hat, eine wirkliche Gemeinschaft zwischen 
den Ehegatten nur kurze Zeit (17 Tage insgesamt) bestanden ua 
hat das Berufungsgericht fe s tg e s te llt, daß die Beklagte durch 
die Option für Polen, durch die Errichtung des Hauses und die 
Erziehung ihrer Tochter ih r Beben für die Bauer so eingerich« 
ta t  hat, daß sie dabei auf die Möglichkeiten der Zusammen­
führung keinerlei Rücksicht genommen hat, so kann das gegen 
ein Fortbestehen der Bindung sprechen«

Ascher Johannsen Wüstenberg Maaß Wilden
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